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Chronique générale

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Politique de la santé

Mittels schweizweit umzusetzender Qualitätssicherungsprogrammen will der Bundesrat
die Qualität der medizinischen Leistungen und die Sicherheit der Patientinnen und
Patienten verbessern. Mitte Mai 2014 stellte er seine Visionen in diesem Bereich vor.
Mitunter soll ein nationales Qualitätszentrum geschaffen werden, das die bestehenden
privaten und staatlichen Initiativen optimal koordiniert. Grund dafür ist die
Feststellung, dass zahlreiche Patientinnen und Patienten bei einer Behandlung in einem
Spital medizinische Zwischenfälle erleiden, seien das Diagnosefehler, Infektionen oder
falsche Medikationen. Dies verlängere die Spitalaufenthalte unnötig (im Schnitt um eine
Woche), was für die Betroffenen eine grosse Belastung sein kann und zudem
Mehrkosten in Millionenhöhe verursache. Konkret sollen solche Zwischenfälle möglichst
verhindert sowie die Sicherheit und die Qualität des Gesundheitssystems weiter erhöht
werden, wie es in der Strategie „Gesundheit 2020" festgelegt wurde. Dabei geht es
primär um die Messung der Qualität der medizinischen Leistung, die verbindliche
Regelung des Einsatzes anerkannter Standards für die Patientensicherheit und die
systematische und regelmässige Überprüfung der Leistungskataloge der
Krankenversicherung. Das nationale Qualitätszentrum, eine unabhängige öffentlich-
rechtliche Anstalt, soll eng mit Universitäten, Fachhochschulen und anderen, bereits in
der Qualitätssicherung tätigen Organisationen zusammenarbeiten. Strategische Ziele
würde der Bundesrat vorgeben. Dabei soll er von einer nationalen Plattform für Qualität
sowie einer Plattform für die Bewertung von Gesundheitstechnologien unterstützt
werden. Für die Finanzierung wurden CHF 22 Mio. veranschlagt, Kosten von rund CHF
3.50 pro versicherte Peron und Jahr. Die Aufwände im Bereich der Überprüfung
medizinischer Leistungen sollen über Bundesmittel finanziert werden, und werden auf
CHF 10 Mio. geschätzt. 1

AUTRE
DATE: 14.05.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Anfang September 2014 endete die Vernehmlassungsfrist zum Bundesgesetz über das
Zentrum für Qualität in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung. Das neue
Bundesgesetz soll die Grundlagen für die Errichtung eines nationalen Zentrums für
Qualität schaffen, welches in Zukunft die Aufgabe haben soll, schweizweite
Qualitätsprogramme zu lancieren, Leistungen auf ihren Nutzen zu überprüfen und so
insbesondere die Qualität der medizinischen Leistungen und die Sicherheit der
Patientinnen und Patienten zu erhöhen. Der Bundesrat reagierte damit auf diverse
überwiesene parlamentarische Vorstösse, welche einerseits auf eine Verbesserung der
Qualitätssicherung in der OKP, andererseits auf eine systematischere Bewertung von
Gesundheitstechnologien abzielten. 

Der Ergebnisbericht zur Vernehmlassung lag im Mai 2015 vor. 152 Vernehmlasser hatten
zuvor ihre Stellungnahmen eingereicht. Kaum erstaunen dürfte, dass Einigkeit über die
Zielsetzung einer hohen Qualität in der Krankenversicherung herrschte. Ebenso wurde
begrüsst, dass sich der Bund verstärkt engagiere, eine Führungsrolle übernehme sowie
eine aktive Rolle im Bereich Qualitätssicherung ausübe. Über die Massnahmen zur
Zielerreichung und den Weg dorthin gingen die Meinungen jedoch auseinander. Die
zentrale Neuerung, die Schaffung eines Zentrums für Qualität, war umstritten, wie aus
dem Vernehmlassungsbericht hervorging. Zwar waren institutionelle Akteure,
beispielsweise die GDK, offen für ein solches Zentrum, wichtige Akteure aus dem
Gesundheitswesen lehnten eine neue Verwaltungsstelle jedoch ab. Der Spitalverband
H+, die Versicherer (santésuisse) oder auch die Ärzteschaft (FMH) zeigten sich
skeptisch, sie befürchteten die Schaffung eines bürokratischen Apparats. Von
zahlreichen Stellungnehmenden wurden Anpassungen angeregt, so zum Beispiel,
bestehende Organisationen in das Zentrum zu integrieren.
Die grundsätzliche Kritik von gewichtigen Akteuren führte jedoch dazu, dass die
Regierung entschied, auf ein solches angedachtes Qualitätszentrum zu verzichten.
Stattdessen sollte fortan ein „Netzwerk Qualität“ eingesetzt werden, welches
Koordinationsaufgaben zwischen bestehenden Akteuren übernehmen soll. Daneben
wird auch eine ausserparlamentarische Qualitätskommission eingesetzt. Insbesondere
die Anliegen der Patientinnen und Patienten, vertreten durch die Stiftung
Patientensicherheit Schweiz, sollen berücksichtigt werden. Die Stiftung soll eine

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 13.05.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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tragende Rolle einnehmen und weiterhin nationale Pilotprogramme betreuen.
Für die Umsetzung des Netzwerks bedarf es einer Änderung des KVG. Die Ausgaben für
die Realisierung dieser Projekte im Bereich Qualität wurden auf rund CHF 30 Mio.
beziffert und sollen durch die Prämien gedeckt werden (CHF 3.50 pro Person und Jahr;
total ca. CHF 22 Mio.). Weitere CHF 10 Mio. sollen über Bundesmittel finanziert werden.
Bis Ende 2015 wollte die Regierung einen entsprechenden Gesetzesentwurf vorlegen. 2

Ende 2015 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine Änderung des
Krankenversicherungsgesetzes. Der Fokus lag dabei auf der Steigerung der Qualität
und Wirtschaftlichkeit. Die Kernelemente waren die Sicherstellung qualitativ
hochstehender Leistungen, eine nachhaltige Erhöhung der Patientensicherheit sowie
eine Dämpfung der Kostensteigerung in der OKP. Mit diesen Anpassungen reagierte die
Landesregierung auf diverse parlamentarische Vorstösse.
Das revidierte KVG ermöglicht eine Bereitstellung finanzieller und struktureller Mittel
zur Etablierung der Qualitätsstrategie des Bundes, wie sie im Rahmen von Gesundheit
2020 angestossen worden war. Das Hauptaugenmerk lag auf der Einsetzung nationaler
Programme sowie auf der Konstituierung einer ausserparlamentarischen Kommission
„Qualität in der Krankenversicherung”, die dem Bundesrat beratend zur Seite stehen
sollte. Aktivitäten einzelner Leistungserbringer sollten hingegen mit dieser
Gesetzesrevision nicht unterstützt werden. In diesem Sinne sollte auch mit dieser
Neuregelung das Primat der Vertragspartnerschaft nicht angetastet werden. Für die
Finanzierung dieser Massnahmen schlug der Bundesrat vor, jährliche Beiträge der
Versicherer im Umfang von 0.07 Prozent der durchschnittlichen Jahresprämie für alle
nach KVG versicherten Personen (Kinder ausgenommen) zu erheben. Dadurch sollten
fast CHF 20 Mio. pro Jahr zusammenkommen. 

Die Vorlage wurde für die Sommersession 2016 im Ständerat traktandiert, seine
vorberatende Kommission hatte sich bereits im März dazu beraten. Die KVG-Revision
stiess dort jedoch nicht auf offene Ohren. Mit 9 zu 4 Stimmen beantragte die SGK-SR
dem Plenum, gar nicht erst auf die Vorlage einzutreten. Vorherrschende Meinung war,
dass die Leistungserbringer bereits unter dem gegenwärtigen Regime „gute
medizinische Leistungen” schuldeten, weswegen eine diesbezügliche
Gesetzesänderung hinfällig sei. Überdies verfüge der Bund bereits über genügend
Möglichkeiten, eine hohe Qualität im Gesundheitswesen einzufordern. Ebenso wurde
die Finanzierung kritisiert. Da die Versicherer verlauten liessen, dass eine Finanzierung
„durch Prämiengelder der OKP unüblich” sei und sie diese ablehnten, befürchtete die
SGK-SR, dass letztlich doch wieder die Prämienzahlenden über höhere Prämien
belastet würden. Statt der Prämienzahlenden sollten aber die Leistungserbringer und
Versicherer für die Ressourcenbereitstellung herhalten. Für ihre Entscheidfindung
hatte die Kommission auch einen Zusatzbericht eingefordert, worin die Möglichkeit
einer Erfüllung der Absichten in einem privatwirtschaftlich geprägten Modell geprüft
werden sollte. Da seitens der Verwaltung diesbezüglich offenbar kaum Bereitschaft
signalisiert wurde – Graber gab zu Protokoll, dass man keine Absicht erkannt habe, „die
Vorlage auch nur im Mikrobereich” anpassen zu wollen –, kam die Kommission zu ihrem
deutlichen Votum.
Eine Minderheit Stöckli (sp, BE) war für Eintreten. Ihrer Ansicht nach war eine
Handlungsnotwendigkeit gegeben, da die Qualität der medizinischen Leistungen eben
doch nicht so hochstehend sei, wie gemeinhin angenommen werde. Studien belegten
gegenteilig, dass in einem von zehn Fällen bei Patienten während eines
Spitalaufenthalts Komplikationen auftreten würden, welche die Verweildauer in
stationärer Pflege um rund eine Woche verlängerten. Dies wiederum führe unter
anderem zu hohen Kosten. Stöckli vertrat im Plenum aber auch die Haltung diverser
Akteure im gesundheitspolitischen Umfeld, beispielsweise der GDK. Sie hatte die
Standesvertreterinnen und Standesvertreter „eindringlich” gebeten, auf die Vorlage
einzutreten. Stellvertretend für weitere Akteure sah auch sie eine Notwendigkeit dieser
Gesetzesänderung.
In der Eintretensdebatte wurde in der Folge praktisch eine neue Auslegeordnung der
Argumente vorgenommen. Pascale Bruderer (sp, AG) merkte an, dass die Diskussion im
Ratsplenum sogar ergiebiger sei als in der Kommission. Sie wollte das jedoch nicht als
Kritik ausgelegt wissen, sondern begrüsste die umfassende Debatte. Befürworter und
Gegner der Vorlage versuchten ihre Positionen für und wider die Vorlage überzeugend
darzulegen. Oberhand behielten jedoch am Ende die Gegner, die – trotz besonders
ausführlichem Votum des Gesundheitsministers – im Sinne der SGK mit 27 Stimmen
Nichteintreten beschlossen. 16 Ständerätinnen und Ständeräte wären für Eintreten
gewesen. 
Nichteintreten war insofern bemerkenswert und im Übrigen von Bundesrat Berset auch

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.06.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 3



kritisiert worden, weil die Vorarbeiten für diese Gesetzesänderung aus einem Auftrag
des Parlaments entsprungen waren. Damals hatte man sich mehrfach für eine
Qualitätsstrategie ausgesprochen. 3

Die Änderung des Krankenversicherungsgesetzes bezüglich Qualitätssicherung ist nach
dem Nichteintretensentscheid des Ständerates noch nicht vom Tisch. In der
Frühjahressession 2017 wird sich das Plenum des Nationalrats mit der Vorlage befassen.
Bereits im Herbst 2016 beschloss die SGK des Nationalrates, dass sie Eintreten
beantragen werde (22 zu 2 Stimmen). Nicht nur das, sie hatte auch die Verwaltung
beauftragt, neue Vorarbeiten zu ergreifen. Namentlich sollten nationale Ziele definiert,
Qualitätsprogramme formuliert und eine Koordinationsplattform gebildet werden. Die
Kommission war der Meinung, dass eine Verbesserung der Qualität medizinischer
Leistungen Leiden verhindern und Kosten senken würde. 

Anfang Februar gab die Kommission zudem bekannt, mit welchen Zielen sie in die
bevorstehende nationalrätliche Debatte einsteigen möchte. Zum einen sollten
Leistungserbringer und Versicherer stärker in die Pflicht genommen werden können.
Dazu soll sich, gleich wie im stationären Bereich bereits üblich, auch im ambulanten
Bereich die Tarifgestaltung an jenen Leistungserbringern orientieren, welche die
„Leistung in der notwendigen Qualität effizient und günstig erbringen”. Dies führe zu
einer standardmässigen Erhebung der Qualitätsdaten und diene ihrem Vergleich. Zum
anderen sollen die Leistungserbringer und Versicherer verpflichtet werden, nationale
Verträge über die Qualitätsentwicklung einzugehen. Diese sollen vom Bund geprüft
werden und Verbindlichkeit für alle Leistungserbringer haben. Wer sich nicht an diese
Regeln halte, soll die Leistung nicht über die OKP abrechnen dürfen. Die Frage nach
Finanzierungslösungen wurde indes noch offengelassen. 

Ob sich die Kommission wie geplant im April 2017 wieder mit der Sache befassen wird,
bleibt abhängig vom Eintretensbeschluss des Nationalrats. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 03.02.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Nachdem der Ständerat im Juni 2016 die Änderung des KVG mit dem Ziel der
Qualitäts- und Wirtschaftlichkeitssteigerung behandelt hatte und nicht darauf
eingetreten war, befasste sich die SGK-NR mit der Vorlage. Es galt, ein mehrheitsfähiges
Modell zu entwickeln, daher hörte sie sich verschiedene Personen aus dem Kreise der
Leistungserbringer und den im Gesundheitswesen tätigen Organisationen an. In ihrer
Detailberatung im Februar 2018 forderte die Kommission die Schaffung einer
ausserparlamentarischen Qualitätskommission, die unter anderem mit der Aufgabe
betraut werden sollte, Behörden, Leistungserbringern und Versicherern beratend zur
Seite zu stehen. Ferner beschloss die SGK-NR, Sanktionsmöglichkeiten einzuführen,
welche zum Tragen kämen, falls die Qualitäts- und Wirtschaftlichkeitsanforderungen
durch die Leistungserbringer verletzt würden. Daraus stammende Bussgelder sollten für
die Realisierung von Qualitätsmassnahmen genutzt werden. Mit 19 zu 4 Stimmen nahm
die Kommission die Vorlage im April 2018 an. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 23.02.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Sommersession 2018 beschäftigte sich der Nationalrat mit der Änderung des
KVG zur Steigerung der Qualität und Wirtschaftlichkeit. Ein Antrag Moret (fdp, VD) auf
Rückweisung an die Kommission wurde abgelehnt. Ihr Argument, man sollte besser die
Zusammenarbeit mit bestehenden Institutionen wie dem ANQ fördern, statt eine
Qualitätskommission zu schaffen, welche einen verstärkenden Bürokratisierungseffekt
zur Folge habe, stiess in der grossen Kammer nicht auf offene Ohren. 
Kommissionssprecherin Bea Heim (sp, SO) gab einen Einblick in die getätigte
Kommissionsarbeit und betonte den Handlungsbedarf, welcher bezüglich Qualität und
Patientensicherheit im schweizerischen Gesundheitswesen und speziell im ambulanten
Bereich bestehe. Für die SGK-NR seien die Ziele des Bundesrates – die
Qualitätssicherung und Verbesserung der Leistungen im stationären und ambulanten
Bereich sowie die Stärkung der Patientensicherheit und die Kostendämpfung in der
OKP – unbestritten wichtig, man habe nach den kritischen Stimmen aus dem Ständerat
das bundesrätliche Modell allerdings überarbeitet. Resultat der Kommissionsarbeit sei
die Schaffung einer Eidgenössischen Qualitätskommission, die durch den Bundesrat
eingesetzt werde und sich aus Vertreterinnen und Vertretern der Kantone,
Leistungserbringer, Versicherer sowie Versicherten und Fachpersonen zusammensetze.
Diese sollte unter anderem für die Beratung und Koordination der in der
Qualitätsentwicklung involvierten Akteure verantwortlich sein und dem Bundesrat bei

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 11.06.2018
JOËLLE SCHNEUWLY
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der Festlegung von Zielen und Massnahmen beratend zur Seite stehen. Ferner sollten
die Tarifpartner stärker eingespannt und verpflichtet werden, nationale
Qualitätsverträge abzuschliessen. Bundesrat Berset zeigte sich darüber zufrieden, dass
ein Vorschlag auf dem Tisch lag. Es sei zwar nicht das Modell, welches vom Bundesrat
stamme, man unterstütze den von der Kommission ausgearbeiteten Vorschlag jedoch.
Qualität dürfe nicht mit den hohen Leistungen des Schweizer Gesundheitswesen
verwechselt werden. Bei Ersterem sei es dringend nötig, zu handeln, zeigten Studien
doch, dass rund die Hälfte aller medizinischen Fehler vermeidbar wäre. 
Uneinig war man sich in der SGK-NR bezüglich der Finanzierung der
Qualitätskommission. Anders als der Bundesrat, der vorgeschlagen hatte, die
Versicherten mit einem Anteil von maximal 0.07 Prozent der durchschnittlichen
Jahresprämie für die Kosten aufkommen zu lassen, forderte die Kommissionsmehrheit
die Übernahme der Kosten zu gleichen Teilen von Bund und Kantonen. Eine Minderheit
Humbel (cvp, AG) wollte, dass sich auch die Versicherer mit einem Drittel an den Kosten
beteiligen. Der Minderheitsantrag wurde jedoch in der Detailberatung mit 119 zu 66
Stimmen abgelehnt. Bei der Gesamtabstimmung stimmte der Nationalrat dem von
seiner Kommission überarbeiteten Entwurf mit 159 zu 24 Stimmen (bei 4 Enthaltungen)
zu und segnete mit 164 zu 26 Stimmen den Gesamtkredit in der Höhe von CHF 45.2
Mio., der für 2019 bis 2022 gelten soll, ab. 6

Dank den vom Nationalrat vorgenommenen Verbesserungen trat die SGK-SR im Juni
2018 auf die Vorlage zur Stärkung von Qualität und Wirtschaftlichkeit im KVG ein und
hiess sie im Februar 2019 mit 11 zu 2 Stimmen gut. Während eine
Kommissionsminderheit die von ihrer Schwesterkommission vorgeschlagene
Eidgenössische Qualitätskommission befürwortete, machte sich die
Kommissionsmehrheit für eine privatrechtliche Organisation stark. Diese sollte sich aus
Kantonen, Leistungserbringern sowie Versicherern zusammensetzen und unter
anderem Qualitätsindikatoren entwickeln. Dazu sollten zwischen 2021 und 2024 CHF 50
Mio. durch den Bund, die Kantone und die Versicherer gesprochen werden.
In der Frühlingssession 2019 gelangte das Geschäft in den Ständerat. Dort fand der
Vorschlag der Kommissionsmehrheit jedoch bezüglich Organisationsform keinen
Anklang. Stattdessen sprach sich die kleine Kammer – wie bereits die
Kommissionsminderheit Stöckli (sp, BE), die SGK-NR und ihr Schwesterrat – mit 24 zu 18
Stimmen für eine Qualitätskommission aus, die durch den Bund, die Kantone und die
Versicherer finanziert werden soll. Anders als vom Nationalrat vorgeschlagen, sollten
darin auch die Patientinnen- und Patientenorganisationen vertreten sein. Bundesrat
Berset begrüsste diesen Entscheid, da sich eine Eidgenössische Qualitätskommission
schneller und einfacher einrichten liesse als eine privatrechtliche Organisation. In der
Gesamtabstimmung stimmte der Ständerat der Gesetzesänderung mit 35 zu 3 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen) zu und überwies sie mit einigen kleineren Änderungen zurück an
den Nationalrat. 7

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 05.03.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem der Nationalrat zu Beginn der Sommersession 2019 der Empfehlung seiner
Kommission gefolgt war und im Entwurf zur Stärkung der Qualität und
Wirtschaftlichkeit im KVG die letzten Differenzen bereinigt hatte, gaben in der
Schlussabstimmung vom 21. Juni 2019 sowohl die kleine als auch die grosse Kammer der
Vorlage mit 33 zu 9 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) respektive einstimmig grünes Licht. 8

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 21.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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